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Zusammenstellung 


des Entwurfs eines Gesetzes über die Tuberkulosehilfe (THG) 

“ Drucksache 2213 - 
mit den Beschlüssen 

des Ausschusses für Fragen der öffentlichen Fürsorge 

(13. Aussdiuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Tuberkulosehilfe (THG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

ERSTER ABSCHNITT 
Gegenstand der Tuberkulosehilfe 

§ 1 

Als Tüberkulosehilfe werden nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes Heilbehandlung für den 
T uberkulosekranken und wirtschaftliche Hilfe 
für den Kranken und seine Familienangehö- 
rigen gewährt. 


sieh« 5 6 Abs. 2 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Tuberkulosehilfe 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 


ERSTER ABSCHNITT 
Gegenstand der Tuberkulosehilfe 

S 1 

Anspruch auf Tuberkulosehilfe 

(1) Zur Förderung und Sicherung der Hei- 
lung Erkrankter i;nd zum Schutz der Allge- 
meinheit gegen die Übertragung der Tuber- 
kulose werden als Tuberkulosehilfe 

1. Heilbdhandlung, 

2. Eingliedcrungshilfe, 

3. wirtschaftllidie Hilfe, 

4 . vorbeugende Hilfe 

nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährt, so- 
weit die Hilfe nicht anderweitig gesetzlich 
oder nach J 15 siche jngost eilt oder nach den 
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Entwurf 


S 2 

Gegenstand der Heilbehandlung 
(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. stationäre Krankenhaus- und Heilst’ätten- 
behandlung einschließlich der mit statio- 
närer Absonderung verbundenen Dauer- 
behandlung, 

2. stationäre Beobachtung zur Feststellung 
der Notwenidigkeit stationärer Kranken- 
haus- oder Heiktättenbehandlung, 


3. ambulante Behandlung einschließlich der 
hierzu notwendigen Kontrolluntersuchun- 
gen und der Arznei-, Verband-, Heil- und 
HilfsmittelycTsorgung^ 


4. häusliche Pflege. 


(2) Die stationäre Behandlung schließt die 
Behandlung gleichzeitiger Erkrankungen 
vorübergehender Art ein sowie Zahnbehand- 
lung und Zahnersatz, soweit diese für die 
Durchführung der stationären Behandlung 
erforderlich sind. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnis- 
sen im Einzelfall nicht erforderlich ist. 

(2) Soweit nach Absatz 1 kein Anspruch 
besteht, ist Tuberkulosehilfe unverzüglich zu 
gewähren, wenn Grund zu der Annahme be- 
steht, daß andernfalls die notwendigen Maß- 
nahmen nicht rechtzeitig durchigeführt wer- 
den. Dies gilt insbesondere, wenn die Zustän- 
digkeit einer zur Gewährung der Hilfe ver- 
pflichteten Stelle nicht reditzeitig geklärt 
werden kann oder nicht anerkannt ist, oder 
wenn die Prüfung der wirtschaftlichen und 
persönlichen Verhältnisse im Einzelfall nicht 
rechtzeitig durchgeführt werden kann. 

§ 2 

Heilbehandlung 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt 

1. stationäre Krankenhaus- und Heilstätten- 
behandlung einschließlich der Dauerbe- 
handlung, 

2. stationäre Beobachtung zur Feststellung 
der Notwendigkeit stationärer Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung oder 
zur Klärung diagnostischer oder thera- 
peutischer Fragen, 

3. ambulante Behandlunig einschließlich der 
hierzu notwendigen Kontrolluntersuchun- 
gen und der Arznei-, Verband- und Heil- 
mittelversorgung, 

3a. Versorgung mit Körperersatzstüchen so- 
wie orthopädischen und anderen Hilfs- 
mitteln im Zusammenhang mit der Heil- 
behandlung und der Eingliederung in das 
Arbeitsleben nach § 2 a Nr. 1 und 2, 

4. unverändert 

5. notfalls Behandlung in Kur- und Bade- 
orten. 

(2) Die stationäre Behandlung schließt die 
gleichzeitige Behandlung anderer Erkrankun- 
gen ein; sie schließt auch Zahnbehandlung 
und Zahnersatz ein, soweit diese für die Vor- 
bereitung oder Durchführung der stationären 
Behandlung erforderlich sind. Zur stationä- 
ren Behandlung gehören auch Maßnahmen 
zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit. 
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Entwurf 


S 3 

Gegenstand der wirtschaftliche« Hilfe 
(1) Die wirtschaftlidhe Hilfe umfaßt 

1. Lebenstxnterhalt für den Kranken und 
seine Familienangehörigen, 

2. besondere Ernährung für den Kranken, 

3. Taschengeld während der Dauer der sta- 
tionären Krankenhaus- oder Heilstätten- 
behandlung, 


4. Ergänzung von Hausrat, Bekleidung, Bett 
und Heizung für den Kranken und seine 
nachweisbar tuberkulosegefährdeten oder 
-bedrohten Familienangehörigen, 

5. Berufsfürsorge für den Kranken. 

(2) Die wirtschaftliche Hilfe kann aus- 

gedehnt werden auf 

1. besondere Ernährung für die nachweisbar 
tuberkulosegefährdeten oder -bedrohten 
Familienangehörigen, 

2. Beihilfen zur Haltung von Ersatzkräften 
im Haushalt oder Kleinbetrieb, 

3. W ohnungsbeihilfen und Mitwirkung bei 
der Wohnungs^beschaffung. 


(3) Die wirtschaftliche Hilfe schließt son- 
stigen notwendigen Bedarf des Kranken und 
seiner Familienangehörigen ein. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 2a 

Eingliederungshilfe 

Die Hilfe zur Eingliederung in das Ar- 
beitsleben umfaßt 

1. Hilfe zur Schulbildung, 

2, Hilfe zur Berufsausbildung, -fortbildung 
oder -Umschulung oder zur Befähigung für 
eine andere Tätigkeit, 

3, Hilfe zur Unterbringung im Beruf oder 
einer anderen Tätigkeit, 

4. nachgehende Hilfe, 

soweit die Erkrankung besondere Maßnah- 
men erfordert. 

§ 3 

Wirtschaftliche Hilfe 

(1) Die wirtschaftliche Hilfe umfaßt 

1. u n V e r ä n d e r t 

2. e n t f ä 1 1 1 

3. Taschengeld für den Kranken während der 
Dauer der stationären Krankenhaus- oder 
Heilstättenbehandlung und der stationären 
Maßnahmen der Eingliederung in das Ar- 
beitsleben, 

4. Ergänzung von Hausrat, Bekleidung und 
Heizung für den Kranken und seine tu- 
berkulosegefährdeten oder -bedrohten Fa- 
mllienanigehörlgen. 

5. e n t f ä 1 1 1 

(2) Die wirtschaftliche Hilfe ist nach dem 
Bedürfnis des Einzelfalles auszudehnen auf 

1. besondere Ernährung für den Kranken 
und die tuberkulosegefährdeten oder -be- 
drohten Familienangehörigen, 

2. u n V e r ä n d e r t 

3. Mitwirkung bei der Wohniungsbeschaf- 
fung. 

Zur Verbesserung der Wohnverhältnisse 
können Beihilfen oder Darlehen gewährt 
werden. 

(3) Die wirtschaftliche Hilfe schließt son- 
stigen nach fürsorgereditlichen Grundsätzen 
notwendigen Lebensbedarf des Kranken 
und seiner Familienanigehörigen ein, Mehr- 
bedarf jedoch nur, soweit er nicht wegen der 
Erkrankung an Tuberkulose anzuerkennen 
ist. 
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Entwurf 

§ 4 

Vorbeugende Hilfe 

Als T uberkulosehilfe kann auch vorbeu- 
gende Hilfe gewährt werden; sie ist zu ge- 
währen für Minderjährige, die in Wohn- 
gemeinschaft mit einem Kranken leben, der 
an einer anstcckungsfähigen Tuberkulose 
leidet. 


S 5 

Familienangehörige 

Als Familienangehörige des Kranken gel- 
ten 

1. der Ehegatte, 

2. die ehelichen und die für ehelich erklärten 
Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen Kin- 
der, 

4. die unehelichen Kinder, 

5. die Pflegekinder, die Stiefkinder und die 
Enkel, 

6. Verwandte des Kranken und seines Ehe- 
gatten in der aufsteigenden Linie, 

7. Adoptiveltern, Stiefeltern, Pflegeeltern, 

8. Geschwister, 

wenn der Kranke oder sein nicht getrennt 
lebender Ehegatte bis zur Erkrankung ganz 
oder überwiegend iden Lebensunterhalt ge- 
währt haben oder wenn die Unterhaltspfliht 
nach diesem Zeitpunkt entsteht. Die unter 6. 
bis 8. genannten Personen gelten nur dann 
als Familienangehörige, wenn sie mit dem 
Kranken in Hausgemeinschaft leben oder bis 
zur Erkrankung gelebt haben. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

§ 4 

Vorbeugende Hilfe 

(1) Die vorbeugende Hilfe umfaßt alle 
Maßnahmen, die geeignet sind, die Übertra- 
gung der Krankheit auf andere Personen zu 
verhindern. 

(2) Vexribeugende Hilfe ist für Minderjäh- 
rige und ihre Mütter zu gewähren, wenn sie 
in Wohngemeinschaft mit eineim Kranken 
leben, der an einer ansteckungsifähigen Tu- 
berkuJlose leidet. Sie kann audi für andere 
minderjährige oder volljährige tuberkulose- 
gefährdete Personen aus der Umgebung eines 
an einer aktiven, behandlungsbedürftigcn 
Tuberkulose leidenden Kranken und für den 
Genesenen gewährt werden. 

§ 5 

F amilienangehörige 

Familienangehörige des Kranken im Sinne 
des Gesetzes sind 

1 . u n V e r ä n id e r t 

2. u n V e r ä n d e r t 

3. u n V e r ä n d ert 

4. u n V e r ä n d e r t 

5. u n V e r ändert 

6. unverändert 

7. u n V e r ä n d er t 

8. unverändert 

wenn der Kranke oder sein nicht getrennt 
lebender Ebeigatte bis zur Erkrarikung ganz 
oder überwiegend den Lebensunterhalt ge- 
währt hat oder wenn seine gesetzliche Unter- 
haltspflicht nach diesem Zeitpunkt entsteht. 
Die unter Nr, 6 bis 8 genannten Personen 
gelten nur dann als Familienangehörige, wenn 
sie mit dem Kranken in häuslicher Gemein- 
schaft leben oder bis zur Erkrankung geldbt 
haben. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


ZWEITER ABSCHNITT 
Aufgaben der Landesfürsorgeverbändc 

§ 6 

Sachliche Zuständigkeit 


(1) Der Landesfürsorgeverband gewährt 
die Tüberikulosehilfe auf Antrag. 

(2) Der Landesfürsorgeverband ist zur Ge- 
währung der Tuberkulosehilfe nicht ver- 
pflichtet, soweit die Hilfe gesetzlich oder ge- 
mäß § 15 sichergestellt oder nach den Ver- 
hältnissen des Einzelfalles nicht erforderlich 
ist, es sei denn, daß Grund zu der Annahme 
besteht, idaß die notwendigen Maßnahmen 
nicht rechtzeitig durchgeführt werden, ins- 
besondere weil die Zuständigkeit einer zur 
Gewährung der Hilfe verpflichteten Stelle 
nicht rechtzeitig geklärt werden kann oder 
nicht^ anerkannt ist. 

pj Die Tuberkulosehilfe ist keine Leistung 
im Sinne der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht. Der Anspruch auf Tuberkulosehilfe 
ist nicht übcrtragjbar. 

(4) Der Landesfürsorgeverband kann ver- 
langen, daß der Kranke und sein nicht ge- 
trennt lebender Ehegatte einen Beitrag zu 
den Aufwemdungen für die Heilbehandlung 
nach Maßgabe des § 7 leisten. 


siehe § 13 


ZWEITER ABSCHNITT 
Aufgaben der Landesfürsorgeverbändc 

§ 6 

Sachliche Zuständigkeit 

Sachlich zuständig zur Gewährung der Tu- 
berkulosehilfe ist der Landesfürsorgeverband, 
soweit nicht nach den §§ 16 bis 19 eine an- 
dere Zuständigkeit begründet ist, 

siehe § 6b 
siehe § 1 


siehe § 26 


siehe § 6c Abs. 1 


§ 6 a 

örtliche Zuständigkeit 

(1) örtlich zuständig ist der Landesfür- 
sorgeverband, in dessen Bereich der Kranke 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Tritt die Behandlungsbedürftigkeit 
während des Aufenthalts in einer Anstalt 
(§ 9 Abs. 1 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht) oder bei der Entlassung aus 
einer solchen Anstalt ein, so ist der Landes- 
fürsorgeverband zuständig, der es unmittel- 
bar vor der Aufnahme in die Anstalt gewe- 
sen wäre. Hat der Kranke unmittelbar vor 
der Aufnahme keinen gewöhnlichen Aufent- 
halt im GeltungsbereiÄ dieses Gesetzes ge- 
habt, oder ist ein solcher nicht zu ermitteln, 
so ist der Landesfürsörgeverband zuständig, 
in dessen Bereich sich der Kranke unmittel- 


6 



Entwurf 


Beschlüsse des 13, Ausschusses 


bar vor der Aufnahme in die Anstalt tat- 
sächlich aufgehalten hat. 

(3) Ist kein Landesfürsorgeverband nach 
Abptz 1 oder 2 zuständig oder zu ermitteln, 
so ist der Landesfürsorgeverband zuständig, 
in dessen Bereich sich der Kranke tatsädilich 
aufhält. 

(4) Ändern sich nach der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit durch einen amt- 
lich bestellten Arzt die die Zuständigkeit be- 
gründenden Umstände, so bl'eibt die bishe- 
rige Zuständigkeit bis zur Beendigung der 
eingeleiteten Behandlung bestehen, jedoch 
nicht über den Ablauf des dritten auf die 
Entlassung aus der stationären Krankenhaus- 
oder Heilstättenbehandlung folgenden Mo- 
nats hinaus; im Falle des Absatzes 3 gilt dies 
nur bis zur Ermittlung des nach Absatz 1 
oder 2 zuständigen Landesfürsorgeverbandes. 

(5) In Fällen der Umsiedlung innerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und der 
Aufnahme von Deutschen aus Gebieten au- 
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
ist der Landesfürsorgeverband vom Zeit- 
punkt der Umsiedlung oder des Eintreffens 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes an örtlich 
zuständig, in dessen Bereich der Kranke sei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt nimmt. Be- 
gründet der Kranke im Aufnahmeland kei- 
nen gewöhnlichen Aufenthalt, so bestimmt 
die oberste Landesbehörde den örtlich zu- 
ständigen Landesfürsorgeverband. In Fällen 
der Rückführung von Evakuierten ist vom 
Zeitpunkt der Rückführung an der Landes- 
fürsorgeverband des Ausgangsortes (§§ 1 und 
6 des Bundesevakuiertengesetzes) örtlich zu- 
ständig. Solange der hiernach zuständige 
Landesfürsorgeverband noch nicht feststeht, 
ist der Landesfürsorgeverband zuständig, in 
dessen Bereich sich der Kranke tatsächlich 
aufhält. 

(6) In dringenden Fällen sind unaufschieb- 
bare Maßnahmen, die außerhalb des gewöhn- 
lichen Aufenthalts des Kranken erforderlich 
werden, von dem Landesfürsorgeverband zu 
treffen, in dessen Bereich sich der Kranke 
tatsächlich äufhält. 


§ 6b 

Antrag 

siehe §6Abs. 1 Der Landesfürsorgeverband gewährt Tu- 

berkulosehilfe auf Antrag, in dringenden 
Fällen von Amts wegen. 
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Entwurf 


siehe § 6 Abs. 4 


S 7 

Beitrag zu den Kosten der Heilbehandlung 


Bei der Prüfung der Verhältnisse des Ein- 
zelfalles und bei der Festsetzung des Beitra- 
ges zu den Kosten der Heilbehandlung hat 
der Landesfürsorgeverband angemessen zu 
berücksichtigen: 

1. Steuerpflichtige Einkünfte des Kranken 
und seines nicht getrennt lebenden Ehe- 
gatten, soweit sie während der Dauer der 
Heilbehandlung monatlich jeweils ein 
Zwölftel der Verdienstgrenze der Kran- 
kenversicherungspflicht der Angestellten 
übersteigen. Die Verdienstgrenze erhöht 
sich für jeden Familienangehörigen um 
10 V, H.y jedoch insgesamt höchstens um 
50 V, H.; 

2. Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage für Kosten der 
Heilbehandlung sowie Ansprüche und An- 
wartsdiaften auf solche Leistungen; 

3. Einsparungen an häuslichen Aufwendun- 
gen während der Dauer der stationären 
Heilbehan dlung ; 


4. Vermögen des Kranken und seines nicht 
getrennt lebenden Ehegatten, es sei denn, 
daß der Verbrauch oder die Verwertung 
zu einer nicht nur vorübergehenden Be- 
einträchtigung der Lebensführung des 
Kranken urid seiner Familienangehörigen 
führen^ eine angemessene Altersversorgung 
schmälern oder aus anderen Gründen eine 
Härte bedeuten würde. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 6c 

Kostenbeitrag 

(1) Der Landesfürsorgeverband kann ver- 
langen, daß der Kranke oder Genesene und 
sein nicht getrennt lebender Ehegatte nach 
Maßgabe des § 7 einen Beitrag zu den Auf- 
wendungen für die Heilbehandlung und für 
die Eingliederung in das Arbeitsleben leisten. 

(2) Der Anspruch auf Kostenbeitrag ver- 
jährt nach vier Jahren vom Ablauf des Jah- 
res an, in dem die Hilfe gewährt worden ist. 

§7 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse bei Heilbehandlung und 
Eingliederungshilfe 

Bei der Prüfung, ob Heilbehandlung und 
Eingliederungshilfe nach den wirtschaftlichen 
und persönlichen Verhältnissen im Einzelfall 
zu gewähren sind, und bei der Festsetzung 
des Kostenbeitrages hat der Landesfürsorge- 
verband angemessen zu berücksichtigen 

1. steuerpflichtige Einkünfte des Kranken 
und seines nicht getrennt lebenden Ehe- 
gatten, soweit sie während der Dauer der 
Heilbehandlung oder der Maßnahmen zur 
Eingliederung in das Arbeitsleben monat- 
lich den Betrag von 600 Deutsche Mark 
übersteigen; dieser Betrag erhöht sich für 
jeden Familienangehörigen um 60 Deut- 
sche Mark, jedoch insgesamt höchstens um 
300 Deutsche Mark; 

2. Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage für Kosten der 
Heilbehandlung und der Eingliederung in 
das Arbeitsleben sowie Ansprüche und An- 
wartschaften auf solche Leistungen; 

3. Einsparungen an häuslichen Aufwendun- 
gen während der Dauer der stationären 
Heilbehandlung, es sei denn, daß im Haus- 
halt mindestens ein minderjähriges Kind 
lebt; 

4. Vermögen des Kranken und seines nicht 
getrennt lebenden Ehegatten, es sei denn, 
daß der Verbrauch oder die Verwertung 
eine nicht nur vorübergehende Beeinträch- 
tigung der Lebensführung verursachen, die 
SAaffung einer angemessenen wirtschaft- 
lichen Existenz, die Einrichtung eines an- 
gemessenen Hausstandes oder eine Berufs- 
ausbildung gefährden, eine angemessene 
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Entwurf 


S 8 

Leistungen der wirtsdiaftlidien Hilfe 


(1) Art, Höhe und Dauer der Leistungen 
der wirtschaftlichen Hilfe richten sich nach 
den Bedürfnissen des Einzelfalles. Die Lei- 
stungen sollen so bemessen sein^ daß der 
Erfolg der Heilbehandlung gesichert, den 
besonderen* Bedürfnissen des Kranken Rech- 
nung getragen^ die Fortsetzung der bisheri- 
gen Lebensführung nach der Heilung ermög- 
lidit und die Erziäiung und Berufsausbildung 
Unterhaltsbereditigter nicht gefährdet wer- 
den. Leistungen für Familienangehörige, die 
nicht in Hausgemeinsdoaft mit dem Kranken 
geldbt haben, sollen nicht höher sein als die 
ihnen von dem Kranken vor der Erkran- 
kung durdischnittlich gewährten Leistungen. 

(2) Andere Personen sollen den Familien- 
angehörigen, gleichgestellt werden, wenn der 
Kranke zur Gewährung ihres Lebensunter- 
halts verpflichtet ist oder wenn sie durdo 
den ansteckend Kranken in der Wohn- 
gemeinschaft gefährdet sind. 

(3) Wirtschaftliche Hilfe isty soweit an- 
gemessen, auch während der Dauer einer 
Übergangszeit zu gewähren. 


siehe § 10 Abs, 1 Nr. 2 und Abs. 2 


§ 9 

Leistungen für den Lebensunterhalt 

(1) Bei der Prüfung, cyb nach den Verhält- 
nissen des Einzelfalles Leistungen für den 
Lebensunterhalt erforderlich sind, ist das Ein- 
kommen des Kranken, seines nicht getrennt 
lebenden Ehegatten und derjenigen Familien- 
angehörigen zu berücksichtigen, für die Lei- 
stungen benötigt werden; dies gilt insbeson- 
dere hinsichtlidi der Barleistungen der Trä- 
ger der gesetzlidien Kranken- und Renten- 
versicherungen und der Versorgungsbehör- 
den. Lebt ein minderjähriger Kranker im 
elterlichen Haushalt, so ist auch das Eln- 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Altersvorsorge schmälern oder aus anderen 

Gründen eine Härte bedeuten würde. 

S 8 

Leistungen der wirtschaftlidien Hilfe 

(1) Art, Höhe und Dauer der Leistungen 
der wirtschaftlichen Hilfe sind unter Berück- 
siditigung der besonderen Bedürfnisse des 
Kranken so zu bemessen, daß der Erfolg der 
Heilbehandlung gesichert, die Eingliederung 
in das Arbeitsleben ermöglicht und die an- 
gemessene Erziehung und Berufsausbildung 
Unterhaltsberechtigter nicht gefährdet wer- 
den. Leistungen für Familienangehörige, die 
nicht in häuslicher Gemeinschaft mit dem 
Kranken gelebt haben, sollen nicht höher 
sein als die ihnen von dem Kranken vor der 
Erkrankung durchschnittlich gewährten Lei- 
stungen. 


(2) Den Familienangehörigen sollen an- 
dere Personen gleichgestellt werden, wenn der 
Kranke zur Gewährung ihres Lebensunter- 
halts verpflichtet ist oder wenn sie in Wohn- 
gemeinsdiaft mit dem Kranken leben, der an 
einer ansteckungsfähigen Tuberkulose leidet. 

(3) Wirtschaftliche Hilfe nach Maßgabe des 
Absatzes 1 soll, soweit angemessen, auch 
während der Dauer einer Übergangszeit ge- 
währt werden, insbesondere während einer 
Einarbeitungszeit, bei Teilzeit- oder Leidit- 
arbeit und beim Bezüge von Arbeitlosengeld 
oder Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe, 
jedodi in der Regel nidit über die Dauer von 
zwei Jahren nadi der Beendigung der Heil- 
behandlung oder der Eingliederung in das 
Arbeitsleben nadi § 2 a Nr. 1 und 2 hinaus. 


§ 9 


Leistungen für den Lebensunterhalt 


(1) unverändert 
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Entwurf 

kommen der Eltern zu berücksichtigen. Das 
Vermögen des Kranken und seines nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten ist nach Maßgabe 
des § 7 Nr. 4 zu berücksichtigen. 

(2) Die Bedarfssätze für den Lebensunter- 
halt — außer der Beihilfe für Unterkunft 
(§ 3 Nr. 1) — sollen nicht geringer als das 
Eineinhalbfache der Richtsätze der öffent- 
lichen Fürsorge sein. 

(3) Als Einkommen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gilt das gesamte Einkommen, be- 
sonders Bezüge in Geld oder Geldeswert aus 
gegenwärtigem oder früherem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis und aus Unterhalts- oder 
Rentenansprüchen öffentlicher oder privater 
Art nach Absetzung der Aufwendungen für 
Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung oder 
privaten Versicherung oder ähnlichen Ein- 
richtungen in angemessenem Umfang sowie 
der mit der Erzielung des Einkommens ver- 
bundenen notwendigen Ausgaben. 
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(2) Die Bedarfssätze für den laufenden Le- 
bensunterhalt (§ 3 Abs. 1 Nr. 1) — außer 
der Beihilfe für Unterkunft — sollen nicht 
geringer als das Eineinhalbfache der Richt- 
sätze der öffentlichen Fürsorge sein. 

(3) Als Einkommen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gilt das gesamte Einkommen, be- 
sonders Bezüge in Geld oder Geldeswert aus 
gegenwärtigem oder früherem Arbeits- oder 
Dienstverhältnis und aus Unterhalts- oder 
Rentenansprüchen öffentlicher oder privater 
Art nach Absetzung der Aufwendungen für 
Steuern, Beiträge zur Sozialversicherung oder 
privaten Versicherung oder ähnlichen Ein- 
richtungen in angemessenem Umfang sowie 
der mit der Erzielung des Einkommens ver- 
bundenen notwendigen Ausgaben. § 8 b der 
Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 
24. Februar 1924 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 9a 

Eingliederungsplan 

(1) Die Hilfe zur Eingliederung in das Ar- 
beitsleben soll dem Kranken oder Genesenen 
die Überwindung der Auswirkungen der Er- 
krankung nadi Möglichkeit erleichtern. 

(2) Der Landesfürsorgeverband hat, wenn 
Eingliederungsmaßnahmen nach § 2 a Nr. 1 
oder 2 erforderlich sind, möglichst frühzeitig 
einen Eingliederungsplan aufzustellen. Er 
hat hierbei insbesondere den Kranken, den 
behandelnden Arzt, das Gesundheitsamt und 
im Hinblick auf die spätere berufliche Ein- 
gliederung in das Erwerbsleben die zustän- 
dige Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung zu beteiligen. Ist eine Körperbehinde- 
rung im Sinne des Körperbehindertengeset- 
zes oder die drohende Gefahr einer solchen 
wahrzunehmen, hat der Landesfürsorgever- 
band auch den Landesarzt zu beteiligen. 

§ 9b 

Schulbildung 

Dem Kranken oder Genesenen ist wäh- 
rend der Dauer der stationären Behandlung 
und im Anschluß hieran Hilfe zur Auf- 
nahme der erstrebten, zur Fortsetzung der 
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§ 10 

Berufsfürsorge 

(1) Als Berufsfürsorge kann der Landes- 
fürsorgeverband gewähren: 

1. Berufsausbildung oder -Umschulung^ so- 
weit die Erkrankung besondere Maßnah- 
men erfordert^ 

2. Übergangsbeihilfen während einer Ein- 
arbeitungszeit und bei Halbtags- oder 
Leichtarbeit, 

3. Fürsorge am Arbeitsplatz. 


(2) Berufsfürsorge kann bis zur Dauer von 
zwei Jahren auch an Personen gewährt wer- 
den, die nicht mehr wegen Tt^erkulose be- 
handlungsbedürftig sind. 

(3) Die Einleitung von Maßnahmen der 
Berufsausbildung oder -Umschulung nach 
Absatz 1 hat im Benehmen mit der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung zu erfolgen. 

(4) Die Länder erlassen Bestimmungen 
über die Schaffung der zur Durchführung 
der Berufsausbildung und Umschulung er- 
forderlichen Einrichtungen. 
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begonnenen oder zur Aufnahme einer an- 
deren angemessenen Schulbildung zu ge- 
währen, soweit die Schulbildung durch die 
Erkrankung beeinträchtigt oder verzögert 
ist. Die Hilfe muß seinen Kräften und seiner 
Eignung entsprechen. Sie ist mindestens im 
Rahmen der allgemeinen gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Schulpflicht zu ge- 
währen, notfalls auch über das volksschul- 
pflichtige Alter hinaus; die Bestimmungen 
über die Ermöglichung des Schulbesuchs im 
Rahmen der allgemeinen Schulpflicht bleiben 
unberührt. 

§ 10 

Berufsausbildung, -fortbildung und 
-umsdbulung 

(1) Dem Kranken oder Genesenen ist Hilfe 
zu gewähren 

a) zur Berufsausbildung, wenn infolge der 
Erkrankung die erstrebte Ausbildung 
nicht ohne besondere Maßnahmen durch- 
geführt werden kann oder das Ausbil- 
dungsziel geändert werden muß, 

b) zur Berufsfortbildung, wenn hierdurch 
die Aufnahme einer Tätigkeit im bis- 
herigen oder einem dem früheren ver- 
wandten Beruf ermöglicht wird, 

c) zur Berufsumschulung, wenn infolge der 
Erkrankung die Ausübung des bisherigen 
oder eines dem früheren verwandten Be- 
rufes nicht mehr möglich ist. 

Die Hilfe muß den Kräften und der Eig- 
nung des Kranken oder Genesenen entspre- 
chen. Bei der Auswahl des Berufes soll mög- 
lichst auf einen Berufswunsch Rücksicht ge- 
nommen werden. Zur Berufsfortbildung 
kann auch eine Hilfe gewährt werden, die 
den Aufstieg im Beruf zum Ziele hat. 

(2) Können mangels Eignung oder infolge 
der Erkrankung Maßnahmen nach Absatz 1 
nicht durchgeführt werden, ist Hilfe zur Be- 
fähigung für eine andere geeignete Tätigkeit 
zu gewähren. 

(3) Während der stationären Behandlung 
soll dem Kranken die Erhaltung und Erwei- 
terung der beruflichen Kenntnisse ermöglicht 
werden. 

(4) Die Einleitung von Maßnahmen der 
Berufsausbildung, -fortbildung oder -Um- 
schulung hat im Benehmen mit der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung zu erfolgen. 
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§ 11 

Verpfliditungen Dritter 

Die Verpflichtung Dritter zur Gewährung 
von Leistungen zur Deckung -des Lebens- 
bedarfs wird durch Ansprüche oder Leistun- 
gen auf Grund dieses Gesetzes nicht berührt. 
Entgegenstehende Vereinbarungen sind un- 
wirksam. 

§ 12 

Ersatzainsprüdie 

(1) Der Landesfürsorgeverband, der nach 
diesem Gesetz einem Kranken Hilfe gewährt, 
kann, wenn der Kranke für die Zeit, für die 
ihm Hilfe gewährt wird, Ansprüche gegen 
einen Dritten auf Leistungen zur Deckung 
des Lebensbedarfs hat, durch schriftliche An- 
zeige an den Dritten bewirken, idaß diese 
Ansprüche zum Ersatz auf ihn übergehen. 
Die schriftliche Anzeige an den Dritten be- 
wirkt den Übergang des Anspruchs für die 
Zeit seit dem Beginn der Tuberkulosehilfe 
bis zu ihrer Beendigung. Der Übergang wird 
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§ 10a 

Unterbringung im Beruf 

(1) Der Landesfürsorgeverband hat unbe- 
schadet der Zuständigkeit der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung durch Hilfe zur Unterbringung im 
Beruf oder einer anderen Tätigkeit darauf 
hinzuwirken, daß der Genesene einen' Platz 
im Arbeitsleben erhält, der den gesundheit- 
lichen Erfordernissen entspricht. 

(2) Arbeitswilligen Kranken, deren Ein- 
gliederung in das allgemeine Arbeitsleben in 
absehbarer Zeit nicht möglich ist, soll Ge- 
legenheit zur Ausübung einer geeigneten 
Tätigkeit gegeben werden, soweit ihr Ge- 
sundheitszustand dies zuläßt. 

§ 10b 

Nachgehende Hilfe 

Der Landesfürsorgeverband soll nach der 
Beendigung der Heilbehandlung und nach 
der Unterbringung im Beruf oder in einer 
anderen Tätigkeit die erzielten Ergebnisse, 
insbesondere das Verbleiben des Eingeglie- 
derten im Arbeitsleben, nach Möglichkeit 
sichern. 

§ 11 

entfällt hier 
siehe § 24 a 


§ 12 

Ersatzansprüche 

(1) Der Landesfürsorge verbanid, -der nach 
diesem Gesetz Hilfe gewährt, kann, weim 
der Berechtigte für die Zeit, für die ihm 
Hilfe gewährt wird, Ansprüche gegen einen 
Dritten auf Leistungen zur Deckung des 
Lebensbedarfs hat, durch schriftliche Anzeige 
an den Dritten bewirken, daß diese An- 
sprüche zum Ersatz auf ihn übergehen. Die 
schriftliche Anzeige an den Dritten bewirkt 
den Übergang des Anspruchs für die Zeit 
seit idem Beginn der Tuiberkulosehilfe bis zu 
ihrer Beendigung. Der Übergang wird nicht 
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nidit dadurch ausgeschlossen, daß der An- 
spruch der Pfändung nicht unterworfen ist. 

(2) Der Landesfürsorgeverband soll den 
Übergang von Ansprüchen nur bewirken 
zum Ersatz iseiner Aufwenidungen für die 
wirtschaftliche Hilfe und für diejenigen 
Kosten der Heilbehandlung, für die der 
Kranke bei rechtzeitiger Erfüllung des An- 
spruches einen Beitrag nach Maßgabe des 
§ 7 zu leisten hätte. 

(3) Zum Ersatz der Kosten der Heil- 
behandlung darf der Landesfürsorgeverband 
einen nach bürgerlichem Recht Unterhalts- 
pflichtigen, abgesehen von dem unehelichen 
Vater (§ 1708 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
nur insoweit in Anspruch nehmen, als dessen 
steuerpflichtige Einkünfte die in § 7 Nr. 1 
genannte Verdienstgrenze übersteigen oder 
sein Vermögen in entsprechender Anwen- 
dung des § 7 Nr. 4 verwertbar ist. Ist der 
Kranke minderjährig oder lebt er im elter- 
lichen Haushalt, so sind die steuerpflichtigen 
Einkünfte nicht getrennt lebender Eltern 
gemeinsam zu berücksichtigen. 

(4) Für die Vergangenheit kann der Für- 
sorgeverband einen nach bürgerlichem Recht 
Unterhaltspflichtigen außer unter den Vor- 
aussetzungen des § 1613 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs nur in Anspruch nehmen, wenn er 
ihm von der Gewährung der Tuberkulose- 
hilfe unverzüglich Mitteilung gemacht hat. 
§91 Abs, 2 des Bundesvertriebenengesetzes 
und § 19 Abs. 2 des B undes evakuiert en- 
gesetzes gelten entsprechend. 

(5) Der Landesfürsorgeverband kann den 
Übergang von Ansprüchen gegen eine pri- 
vate Krankenversicherung nur insoweit be- 
wirken, als sie die in den §§ 2 bis 4 bezeich- 
neten Leistungen betreffen und nicht nur zur 
Ergänzung gewährt werden. 
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dadurch ausgeschlossen, daß der Anspruch 
der Pfändung nicht unterworfen ist. 

(2) Der Landesfürsorgeveriband soll den 
Übergang von Ansprüchen nur bewirken 
zum Ersatz seiner Aufwendungen für die 
wirtschaftliche Hilfe und für diejenigen 
Kosten der Heilbehandlung und der Ein- 
gliederung in das Arbeitsleben, für die der 
Kranke bei rechtzeitiger Erfüllung des An- 
spruchs einen Beitrag nach Maßgabe des § 7 
zu leisten hätte. 

(3) Zum Ersatz der Kosten der Heil- 
behandlung und der Eingliederung in das 
Arbeitsleben darf der Landesfürsorgeverbanjd 
einen nach bürgerlichem Recht Unterhalts- 
pflichtigen, albgesehen von 'dem unehelichen 
Vater (§ 1708 des Bürgeriichen Gesetzbuchs), 
nur insoweit in Anspruch nehmen, als dessen 
(Steuerpflichtige Einkünfte 'die in § 7 Nr. 1 
'genannte Verdienstgrenze üibersteiigen oder 
sein Vermögen in entsprechender Anwen- 
dung des § 7 Nr. 4 verwertbar ist. Ist der 
Kranke minlderjährig oder Idbt er im elter- 
lichen Haushalt, so sind die steuerpflichtigen 
Einkünfte nicht getrennt lebender Eltern 
gemeinsam zu berücksichtigen. 

(4) Für die Vergangenheit kann der Lan- 
desfürsorgevei^band einen nach 'bürgerlichem 
Recht Unterhaltspflichtigen außer unter den 
Voraussetzungen 'des § 1613 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs nur in Anspruch nehmen, wenn 
er ihm von der Gewährung der Tüberkulose- 
hilfe unverzüglich Mitteilung gemacht hat. 
§91 Abs. 2 des Bundesvertriebenenigesetzes 
und § 19 Abs. 2 des Bundes evakuiert en- 
gesetzes gelten entsprechend. 

(5) unverändert 


§ 12a 

Überzahlung 

Ein Anspruch auf Rückzahlung zu Unrecht 
empfangener Leistungen kann gegen den 
Ansprudi auf Leistungen der wirtschaftlichen 
Hilfe nur dann aufgerechnet werden, wenn 
der Kranke oder der Familienangehörige die 
Überzahlung durch wissentlich falsche An- 
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§ 13 

örtliche Zustän'digkeit 

(1) örtlich zuständig ist der Landesfür- 
sorgeverband, in dessen Bereich «der Kranke 
im Zeitpunkt der Feststellung der Behand- 
lungsbedürftigkeit durch den Arzt eines Ge- 
sundheitsamtes einer Versorgungsbehörde 
oder eines Trägers der Sozialversicherung 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Tritt die Behandlungsbedürftigkeit 
während des Aufenthaltes in einer Anstalt 
(§ 9 Abs. 1 der Verordnung über die Für- 
sorgepflicht) oder bei der Entlassung aus 
einer solchen Anstalt ein, so ist der Landes- 
fürsorgeverband zuständig, der es bei der 
Aufnahme in die Anstalt gewesen wäre. 

(J) Hat der Kranke in dem nach Absatz 1 
oder 2 für die Feststellung der Zuständig- 
keit maßgebenden Zeitpunkt keinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder ist ein solcher nicht zu ermit- 
teln, so bestimmt der Ort des tatsächlichen 
Aufenthaltes die Zuständigkeit. 

(4) Ändern sich nach der Feststellung der 
Behandlung^bedürftigkeit die die Zuständig- 
keit begründenden Umstände, so bleibt die 
bisherige Zuständigkeit bis zur Beendigung 
der eingeleiteten Behandlung bestehen, je- 
doch nddit über den Ablauf des dritten auf 
die Entlassung aus der stationären Kranken- 
haus- oder Heilstättenbehandlung folgenden 
Monats hinaus; im Falle des Absatzes 3 gilt 
dies nur bis zur Ermittlung des nach Ab- 
satz 1 oder 2 zuständigen Landesfürsorge- 
verbandes. In Fällen der Umsiedlung inner- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes und 
der Aufnahme von Deutschen aus Gebieten 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes ist der Landesfürsorgever^band vom 
Zeitpunkt der Umsiedlung oder des Eintref- 
fens im Gelttmgsbereich dieses Gesetzes an 
örtlich zuständig, in dessen Bereich der 
Kranke seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
nimmt. Begründet der Kranke im Auf- 
nahmeland keinen gewöhnlichen Aufenthalt, 
so bestimmt dieses den örtlich zuständigen 
Landesfürsorgeverband. In Fällen der Rück- 
führung von Evakuierten ist vom Zeitpunkt 
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gaben oder absichtliches Verschweigen 
wesentlicher V eränderungen herbeigeführt 
hat. 

§ 13 

entfällt hier 
siehe § 6a 
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der Riickfiilhrung an der Landesfürsorgever- 
band des Ausgangsortes (§§ 1 und 6 des 
Bundesevakulertengesetzes) örtlich zuständig. 

In dringenden Fällen sind unaufschieb- 
bare Maßnahmen, die außerhalb des gewöhn- 
lichen Aufenthalts des Kranken erforderlich 
werden, von dem Landesfürsorgever'band zu 
treffen, in dessen Bereich sich der Kranke 
aufhält. 

§ 14 

Mitwirkung 

der Landkreise und der kreisfreien Städte 

(1) Soweit die wirtschaftliche Hilfe von 
dem Landesfürsorgeverband gewährt wird, 
ist sie von dem Landkreis oder der kreis- 
freien Stadt nach Richtlinien durchzuführen, 
die von dem Landesfürsorgeverband mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde im Rah- 
men dieses Gesetzes aufgestellt werden. Der 
I.andesfürsorgeverband kann Einzelanwei- 
sungen über die Durchführung erteilen. 


(2) Der durchführende Landkreis oder die 
durchführende kreisfreie Stadt ist auf Ver- 
langen des Lan'desfürsorgeverbandes ver- 
pflichtet, Ansprüche, die der Landesfürsorge- 
verband nach § 12 oder nach den §§ 1541 
der Reichsversicherungsordnung, 111 a des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitsloseniversicherung, 292 Abs. 5 des Ge- 
setzes über den Lastenausgleich auf sich 
übergeleitet hat oder die auf diesen über- 
gegangen sind, im Namen des Landesfür- 
sorgeverbandes geltend zu machen. 

(3) Eine Beteiligung an den Aufwendun- 
gen der Tuberkulosehilfe kann von den 
Landkreisen und den kreisfreien Städten 
nicht verlangt werden. Bestimmungen über 
die Aufbringung von Haus*h altsmitt ein wer- 
den hierdurch nicht berührt. 
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§ 14 

Mitwirkung 

der Landkreise und der kreisfreien Städte 

(1) Soweit die wirtschaftliche Hilfe von 
dem Landesfürsorgeverband gewährt wird, 
ist sie von dem Landkreis oder der kreis- 
freien Stadt nach Richtlinien durchzuführen, 
die von dem Landesfürsorgeverband mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde im Rah- 
men dieses Gesetzes aufgestellt werden. Der 
Landesfürsorgeverband kann auch die Durch- 
führung der Eingliederungshilfe und der vor- 
beugenden Hilfe in Einzelfällen oder nach 
von ihm mit Genehmigung der Aufsichts- 
behörde im Rahmen dieses Gesetzes aufge- 
stellten Richtlinien auf die Landkreise und 
die kreisfreien Städte übertragen. Der Lan- 
desfürsorgeverband kann Einzelweisungen 
über die Durchführung erteilen. 

(2) Der durchführende Landkreis oder die 

durdiführende kreisfreie Stadt ist auf Ver- 
langen des Landesfürsorgeverbandes ver- 
pflichtet, Ansprüche, die der Landesfürsorge- 
verband nach § 12 oder nach § 1541 

der Reichsversidherungsordnung, § 94 des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung oder § 292 Abs. 5 des 
Gesetzes über den Lastenausgleich auf sich 
übergeleitet hat oder die auf diesen überge- 
gangen sind, im Namen des Landesfürsorge- 
verbandes geltend zu machen. 

(3) unverändert 
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DRITTER ABSCHNITT 

Sicherstellung der Maßnahmen der Tuber- 
kulosebekämpfung 
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DRITTER ABSCHNITT 

Sicherstellung der Maßnahmen der Tuber- 
kulosebekämpfung 


§ 15 

Sicherstellung der Tuberkulosehilfe 

(1) Die Tüberkulosehilfe kann sicher- 
gestellt werden durch 

1. Vereinbarungen zwischen Trägern der 
Sozialversicherung, 


2. Vereinbarungen zwischen einem Träger 
der Sozialversicherung und einem Landes- 
fürsorgeverband, 

3. Richtlinien eines Trägers der Sozialver- 
sicherung 

über die Abgrenzung und Durchführung 
ihrer Aufgaben, insbesondere über die Ab- 
grenzung des Personenkreises sowie den Um- 
fang und die Dauer der zu gewährenden 
Leistungen, 

(2) Diese Vereinbarungen und Richtlinien 
bedürfen der Schriftform. 


(3) Soweit solche Vereinbarungen oder 
Richtlinien nicht zustande kommen oder eine 
gleichmäßige Hilfe durch die Sozialversiche- 
rungsträger nicht gewährleisten, kann die 
Bundesregierung die in Absatz 1 vorgesehene 
Abgrenzung und Durchführung der Auf- 
gaben der Sozialversicherungsträger mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Recht^ver- 
ordnung regeln. 


§ 16 

öffentlicher Dienst 

(1) Den im Dienst des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und sonstiger Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts stehenden Personen sowie 
ihren Ehegatten und ihren kinderzuschlag- 
berechtigten Kindern werden die in den 
§5 2 bis 4 bezeichneten Leistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes von ihrem 
Dienstherrn gewährt. Dies gilt nicht für 


§ 15 

Sicherstellung der Tuberkulosehilfe 

(1) Die Tuberkulosehilfe kann sicher- 
gestellt werden durch 

1. Vereinbarungen zwischen Trägern der 
Sozialversicherung oder ihren Verbänden 
oder zwischen Trägern und Verbänden der 
Träger der Sozialversicherung, 

2. Vereinbarungen zwischen einem Träger 
oder einem Verband der Träger der So- 
zialversicherung und einem Landesfür- 
sorgeverband, 

3. unverändert 

über die Abgrenzung und Durchführung 
ihrer Aufgaben, insbesondere über die Ab- 
grenzung des Personenkreises sowie den Um- 
fang und die Dauer der zu gewährenden 
Leistungen. 

(2) Diese Vereinbarungen und Richtlinien 
bedürfen der Schriftform. Sie sind im Bun- 
desanzeiger zu veröffentlichen. 

(3) Soweit solche Vereinbarungen oder 
Riditlinien nicht innerhalb von sechs Mo- 
naten nach Verkündung des Gesetzes zu- 
stande kommen oder später wegfallen oder 
eine gleichmäßige und ausreichende Hilfe 
durch die Sozialversicherungsträger nicht ge- 
währleisten, hat die Bundesregierung die in 
Absatz 1 vorgesehene Abgrenzung und 
Durchführung der Aufgaben der Sozialver- 
sicherungsträger mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Rechtsverordnung unverzüg- 
lich zu regeln. 


S 16 

öffentlicher Dienst 

(1) Den im Dienst des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und sonstiger Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts stehenden Personen sowie 
ihren Ehegatten und ihren kinderzuschlag- 
berechtigten Kindern werden die in den 
§§ 2 bis 4 bezeichneten Leistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes von ihrem 
Dienstherrn gewährt. Gleiches gilt für Ver- 
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Ehrenbeamtc und für Beamte, die ein ihre 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchendes 
Amt bekleiden oder vorüberg^end für 
nicht länger als ein Jahr verwendet werden, 
sowie für andere Personen, die für weniger 
als die Hälfte der regelmäßigen wöchent- 
lichen Arbeitszeit oder aushilfsweise beschäf- 
tigt werden. Satz 1 gilt ferner nicht, soweit 
die Hilfe gesetzlich oder gemäß § 15 sicher- 
gestellt ist. 

(2) Den Versorgungsempfängern des öf- 
fentlichen Dienstes sowie ihren Ehegatten 
und ihren kinderzuschlagsberechtigten Kin- 
dern gewährt der Träger der Versorgungs- 
last die in den 2 bis 4 hezeidoneten Lei- 
stungen nach den V orschriften dieses Ge- 
setzes. Dies gilt nicht für die Empfänger von 
Übergangsgeld, Abfindungsrente und Über- 
gangsbeihilfe. Absatz 1 Satz 3 gilt ent- 
sprechend. 


(3) Ist die Erkrankxmg auf einen Dienst- 
oder Betriebsunfall zurückzuführen ockr ist 
der Dienstherr zur freien Heilfürsorge ver- 
pflichtet, so gilt neben den hierfür maß- 
gebenden Vorschriften dk^s Gesetz nur, so- 
weit es weitergehende Ansprüche gewährt. 

(4) Die Länder können Bestimmungen er- 
lassen über die Aufbringung der den Ge- 
meinden und sonstigen ihrer Aufsicht unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nach Ab- 
satz 1 oder 2 entstehenden Kosten. 
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sorgungsempfänger des öffentlichen Dienstes, 
für ihre Ehegatten und ihre kinderzuschlag- 
berechtigten Kinder; an die Stelle des Dienst- 
herrn tritt der Träger der Versorgungslast. 


(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die Hilfe 
anderweitig gesetzlich oder nach § 15 sicher- 
gestellt ist, ferner nicht für 

a) Ehrenbeamte und Beamte, die ein ihre 
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchen- 
des Amt bekleiden oder vorübergehend 
für nicht länger als ein Jahr verwendet 
werden, 

b) andere Personen, die für weniger als die 
Hälfte der regelmäßigen wöAentlichen 
Arbeitszeit oder aushilfsweise beschäftigt 
werden, 

c) Personen, die auf Grund der Wehrpflicht 
Wehrdienst oder Ersatzdienst leisten, 

d) Versorgungsempfänger, die ausschließlich 
Beschädigtenversorgung nach dem Drit- 
ten Teil des Soldatenversorgungsgesetzes 
oder ausschließlich Übergangsgeld, Ab- 
findungsrente, Übergangsbeihilfe oder 
Übergangsgebührnisse erhalten, es sei 
denn, daß der Dienstherr gleichzeitig Be- 
rufsförderung gewährt, 

(3) unverändert 


(4) Die Länder können Besstimmungen er- 
lassen über die Aufbringung der den Ge- 
meinden und sonstigen ihrer Aufsicht unter- 
stehenden Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nach Ab- 
satz 1 entstehenden Kosten. 


§ 17 

Deutsche Bundesbahn 

Die Deutsche Bundesbahn ist' unbeschadet 
ihrer Verpflichtung nach § 16 ermächtigt, 
die Heilbehandlungy die vorbeugende Hüfe 
und die wirtschaftliche Hilfe den Betriebs- 


§ 17 

Deutsche Bundestbahn 

Die Deutsche iBundesbahn ist über ihre 
Verpflichtung nach § 16 hinaus ermächtigt, 
die in den §§ 2 bis 4 bezeichneten Leistun- 
gen den Betriebsangehörigen und ehemaligen 
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angehörigen und ehemaligen Betriebsange- 
hörigen mit Versorgungsbezügen der Deut- 
schen Bundesbahn oder ihrer Versicherungs- 
träger sowie deren Familienangehörigen zu 
gewähren. Dies gilt nicht, soweit die Hilfe 
gesetzlich oder gemäß § 15 von einem an- 
deren Träger der Sozialversicherung als 
der Bundesbahn-Versicherungsanstalt sicher- 
gestellt ist. 

§ 18 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Kranker wegen Geistesikrank- 
heit, Geistesschwäche oder Epilepsie auf öf- 
fentliche Kosten oder auf Grund der §§ 42 b 
Older 42 c des Strafgesetzbuchs in Anstalts- 
pflege untergebracht, so trägt der für diese 
Unterbringung zuständige Kostenträger die 
durch die Erkrankung an Tuberkulose in 
der Anstalt verursachten Sonderaufwendun- 
gen. 


(2) Während der Dauer der Anstaltspflege 
gewährt der Landesfürsorge verband den Fa- 
milienangehörigen wirtschaftliche Hilfe nur, 
wenn der Kranke vor der Unterbringung 
mit ihnen zusammen gelebt hat und wenn 
anzunehmen ist, daß die Erkrankung in die- 
sem Zeitpunkt bereits bestanden hat. Dies 
gilt jedoch nicht über den Ablauf des sechs- 
ten auf die Anstaltsaufnahme folgenden Mo- 
nats hinaus. 

§ 19 
Haft 

(1) Befindet sich ein Kranker in Unter- 
sudiungshaft oder wird eine Frei he its strafe, 
die Unterbringung in einem Arbeitshaus oder 
Asyl oder die Sicherungsverwahrung gegen 
ihn vollzogen, so gewährt ihm die Vollzugs- 
behörde während der Dauer der Verwahrung 
die Heilbehandlung. 

(2) Während dieser Zeit gewährt der Lan- 
desfürsorgeverband den Familienangehörigen 
wirtschaftliche Hilfe nur, wenn der Kranke 
vor dem Beginn der Verwahrung mit ihnen 
zusammen gelebt hat und wenn anzunehmen 
ist, daß die Erkrankung in diesem Zeitpunkt 
bereits bestanden hat, bei Vollzug einer Frei- 
heitsstrafe, der Unterbringung in einem Ar- 
beitshaus oder Asyl und der Sicherungsver- 
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Betriebsangehörigen mit Versorigungsibezügen 
der Deutschen BundieAahn oder ihrer Ver- 
sicherungsüräger sowie deren Familienange- 
hörigen zu gewähren. Dies gilt nicht, soweit 
die Hilfe anderweitig gesetzlich oder nach 
§ 15 durch einen anderen Träger der Sozial- 
versicherung als die Bundesbahn-Versiche- 
rungsanstailt sichergestellt ist. 

§ 18 

Anstaltspflege 

(1) Ist ein Kranker wegen Geisteskrank- 
heit, Geisteisschwäche, Epilepsie oder auf 
Grund der §§ 42 b oder 42 c des Strafgesetz- 
buchs auf öffentliche Kosten in Anstalts- 
pflege unter gebracht, so gewährt der für 
diese Unterbringung zuständige Kostenträger 
während der Dauer der Unterbringung auch 
die Heilbehandlung nach § 2. Für die Beteili- 
gung der Landkreise und der kreisfreien 
Städte an den Aufwendungen gilt § 14 Abs. 3 
entsprechend. 

(2) unverändert 


§ 19 

unverändert 
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Wahrung jedoch nicht über den Ablauf des 
sechsten auf den Beginn der Verwahrung fol- 
genden Monats hinaus. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der zur Bek*dmpfung der 
Tuberkulose verpflichteten Stellen 

§ 20 

Gesundheitsamt 

(1) Der Antrag ist bei dem Gesundheits- 
amt zu stellen. Er kann auch bei der Ge- 
meinde des Wohnorts gestellt werden und 
ist von dieser unverzüglich an das zuständige 
Gesundheitsamt weiterzuleiten. 


(2) Die zur Gewährung von Maßnahmen 
der T uberkulosebekämpfung verpflichtete 
Stelle kann im Benehmen mit dem Gesund- 
heitsamt entweder über einen unmittelbar 
bei ihr eingereichten Antrag selbst entschei- 
den oder von Amts wegen die erforderliche 
Hilfe gewähren. 

(3) Stellt der Kranke den Antrag nicht, 
so kann das Gesundheitsamt die erforderliche 
Hilfe bei der zuständigen Stelle beantragen, 

§ 21 

Arbeitsgemeinschaften? 

(1) Die an der Bekämpfung der Tuber- 
kulose beteiligten Stellen sollen Arbeits- 
gemeinschaften bilden mit dem Ziel, diese 
Aufgabe gemeinsam zu erfüllen. 


(2) Die Arbeitsgemeinschaften regeln ins- 
besondere die Schnelleinwöisung. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen 
können ein Verfahren vereinbaren, durch 
das Streitigkeiten zwischen ihnen von 
Sdiiedsstellen geregelt werden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der zur Bekämpfung der 
Tuberkulose verpflichteten Stellen 

§ 20 

Beteiligung des Geisundheltsamtes 

(1) Der Berechtigte hat den Antrag auf 
Tuberkulosehilfe nach § 6 b bei dem Ge- 
sundheitsamt oder bei der Gemeinde seines 
Wohnortes zu stellen. Anträge auf Leistun- 
gen anderer zur Gewährung von Maßnah- 
men der Tuiberkulosebekämpfung verpflich- 
teten Stellen können bei dem Gesundheits- 
amt oder bei der Gemeinde des Wohnortes 
gestellt werden. Die Gemeinde hat den An- 
trag unverzüglich an das Gesundheitsamt 
weiterzuleiten. Das Gesundheitsamt hat den 
Antrag unverzüglich mit seiner Stellung- 
nahme der zuständigen Stelle zuzuleiten. 

(2) Die Einleitung von Maßnahmen der 
Tuberkulosebekämpfung durch eine ander- 
weitig gesetzlich oder nach den §§ 15 bis 19 
verpflichtete Stelle hat im Benehmen mit 
dem Gesundheitsamt zu erfolgen. 


(3) u n V e r ä n (d e .r t 


§ 21 

Arbei.tS(gemeinschaft 

(1) Die an der Bekämpfung der Tuber- 
kulose beteiligten Stellen isollen mit -dem 
Ziel, diese Aufgabe geim-einsam zu erfüllen, 
Arbeitsgemeinschaften zur Abstimmung ihrer 
Maßnahmen und Verwaltungsverfahren bil- 
den. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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S 22 

Wechsel der Zuiständigikeit 

(1) Gewährt der Landesfürsorgeverband 
Leistungen der Tuberkulosehilfe nach § 6 
oder §13 Abs. 5 an Stelle einer anderen zur 
Gewährung der Hilfe verpflichteten Stelle, 
so hat er die für zuständig erachtete Stelle 
unverzüglich über die von ihm eingeleiteten 
Maßnahmen zu unterrichten. Diese Stelle 
kann die Maßnahmen übernehmen. Sie hat 
die dem Landesfürsorgeverband bis zur 
Übernahme entstandenen Kosten zu erstat- 
ten. Für die Erstattungsansprüche gegen die 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
finden §i§ 1527 bis 1543 der Reichsversiche- 
rungsordnung entsprechende Anwendung. 


(2) Der Landesfürsorgeveriband ist nicht 
verpflichtet, Kosten für eine Maßnahme zu 
übernehmen, die nicht von ihm veranlaßt 
oder genehmigt ist, es sei denn, daß die Maß- 
nahme von einer zur Gewährung von Lei- 
stungen zur Bekämpfung der Tuiberkuilose 
verpflichteten Stelle eingeleitet ist und bei 
rechtzeitiger Antragstellung nach den Richt- 
linien des Landesfürsorgeverbandes zu ge- 
währen war. 

(3) Ändern sich nach der Feststellung der 
Behandlungs'bedürftigkeit die die Zuständig- 
keit begründenden Umstände, so bleibt die 
bisherige Zuständigkeit bis zur Beendigung 
der Behandlung bestehen. Dies gilt jedoch 
nicht in den Fällen des Absatzes 1 und der 
§§18 und 19, im übrigen nicht über den Ab- 
laulf des dritten auf die Entlassung aus der 
stationären Krankenhaus- oder Heilstätten- 
behandlung folgenden Monats hinaus. Un- 
berührt bleiben die Vorschriften und Bestim- 
mungen über die zeitliche Begrenzung der 
Leistungspflicht in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(4) Der Landesfürsorgeverband ist gehal- 
ten, die Bildung der Arbeitsgemeinschaft an- 
zustreben, sofern in seinem Bereich keine 
Arbeitsgemeinschaft besteht oder innerhalb 
von sedis Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zustande kommt. 

§ 22 

Weichsel der Zuständigkeit 

(1) Gewährt der Landesfürsorgeverband 
Leistungen der Tuberkulosehilfe nach den 
§§ 1 Abs. 2, 6 a Abs. 5 Satz 4 oder Abs. 6 
an Stelle einer anderen zur Gewährung der 
Hülfe verpfhehteten Stelle, so hat er die für 
zuständig erachtete Stelle unverzüglich über 
die von ihm eiin;geleiteten Maßnahmen zu 
unterrichten. Diese Stelle kann schon vor 
Klärung der Zuständigkeit die weiteren Maß- 
nahmen selbst durchführen. Sie hat die idem 
Landesfürsorgeverband bis zur Übernahme 
entstandenen Kosten zu erstatten. Für die 
Erstattungsansprüche gegen die Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung finden die 
§§ 1527 bis 1543 der Reichsversicherungs- 
ordnung entsprechende Anwendun^g. 

(2) unverändert 


(3) Ändern sich nach der Feststellung der 
Behaindlungsbedürftigkeit durdi einen amt- 
lich bestellten Arzt die die Zuständigkeit be- 
gründeten Umstände, so bleibt die bisherige 
Zuständiigkeit bis zur Beendigung der Be- 
handlung bestehen. Dies gilt jedoA nicht in 
iden Fällen des Absatzes 1 und der §§ 18 
und 19, im übrigen nicht über den Ablauf 
des dritten auf die Entlassung aus ider statio- 
nären Krankenhaus- oder Heilstättenbehand- 
lung folgenden Monats hinaus. In den Fällen 
des § 16 bleibt die bisherige Zuständigkeit 
über die Beendigung der Behandlung hinaus 
bis zur Beendigung der Berufsförderungs- 
maßnahmen bestehen, zu deren Gewährung 
der Dienstherr auf Grund anderer gesetz- 
licher Vorschriften verpflichtet ist. Unbe- 
rührt bleiben die Vorsdiriften und Bestim- 
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munigen über die zeitliche Begrenzung der 
Leistungspfl'icht in der igesetzlichen Kranken- 
versicherunig. 

§ 23 § 23 

Auftragsweise Durchführung Übernahme der Heilbehandlung und der 

Eingliederungshilfe 

(1) Der örtlich zuständige Landesfürsorge- (1) Der örtlich zuständige Landesfürsorge- 

verband ist verpflichtet, auf Antrag einer verband ist verpflichtet, auf Antrag einer 
Berufsgenossenschaft, einer Krankenkasse, Berufsgenossensdiaft, einer Krankenkasse, 
einer Versorgungsbehörde, eines Dienstherrn einer Versorigungs'behörde, eines Ehenstherrn 
oder Trägers der Versorgungslast die Durch- oder Trägers der Versorgunigslast die DurA- 

führung der Heilbehandlung auf Rechnung führung der Heilbehandlung und der Bin- 
der beantragenden Stelle zu übernehmen. gliederungshilfe auf Rechnung der beantra- 

,geniden Stelle zu übernehmen. 

(2) Der Vereinbarung der Beteiligten (2) unverändert 

bleibt Vorbehalten, db und in welcher Höhe 

Verwaltungskosten zu erstatten sind. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Sonstige Vorschriften 

§ 24 

Pflichten des Kranken 

(1) Der Kranke und seine Familien^ 
ungehörigen sind verpflichtet ^ den Weisun- 
gen Folge zu leisten, die ihnen von den zur 
Gewährung von Leistungen für die Bekämp- 
fung der Tuberkulose zuständigen Stellen 
oder dem Gesundheitsamt für ihr Verhalten 
zur Förderung und Sicherung der Fleilung, 
zur Durchführung der Pflege oder zur Ver- 
meidung der Ansteckung erteilt werden. Sie 
sind ferner verpflichtet, diesen Stellen die für 
die Bekämpfung der Tuberkulose erforder- 
lichen Auskünfte zu erteilen. 


(2) Verstößt der Kranke oder ein Fami- 
lienangehöriger in grober Weise gegen eine 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Sonstige Vorschriften 

§ 24 

Pflichten des Kranken, des Genesenen und 
der Familienangehörigen 

(1) Die zur Gewährung von Leistungen 
für die Bekämpfung der Tuberkulose zustän- 
digen Stellen und das Gesundheitsamt haben 
den Kranken und seine Familienangehörigen 
zu beraten, sie über das zur Förderung und 
Sidierung der Heilung, zur Durdiführung 
der Pflege und zur Vermeidung der Anstek- 
kung erforderlidie Verhalten in geeigneter 
Weise aufzuklären, notfalls ihnen Weisungen 
zu erteilen. Der Kranke und seine Familien- 
angehörigen sind verpfliditet, den genannten 
Stellen die für die Bekämpfung der Tuber- 
kulose erforderlidien Auskünfte zu erteilen 
und ihren Weisungen Folge zu leisten. Der 
Kranke ist jedodi nicht verpfliditet, sidi 
einer Heilbehandlung, die mit einer erheb- 
lichen Gefahr für Leben und Gesundheit ver- 
bunden ist, oder einer Operation, die einen 
erheblidien Eingriff in die körperlidie Un- 
versehrtheit bedeutet, zu unterziehen. Bei 
Einweisung in eine Heilstätte sind berech- 
tigte Wünsdie des Kranken zu würdigen. 

(2) Verstößt der Kranke, der Genesene 
oder ein Familienangehöriger lin grc^ber 
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nach Absatz 1 erteilte Weisung, oder ge- 
fährdet der Kranke vorsätzlich oder grob 
fahrlässig anidere Personen oder den Erfolg 
seiner Heilbehandliung, so können die Lei- 
stungen der wirtschaftlichen Hilfe oder die 
Barleistungen der Versicherungsträger be- 
schränkt oder entzogen werden. Das gleiche 
gilt, wenn Eltern vorsätzlich oder grob fahr- 
lässig den Erfolg der Heilbehandlung eines 
minderjährigen Kindes gefährden. 


(3) Im übrigen bleiben die für das Heil- 
verfahren der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen geltenden Vorschriften 
unberührt. 


siehe § 11 
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Weise oder beharrlich gegen eine nach Ab- 
satz 1 erteilte Weisung, oder gefährdet der 
Kranke vorsätzlich oder grobfahrlässig 
andere Personen, den Erfolg seiner Heilbe- 
handlung oder einer Maßnahme der Ein- 
giiederungshilfe, so können die Leistungen 
der wirtschaftlichen Hilfe oder die Barlei- 
stungen der Versicherungsträger, mit Aus- 
nahme von Renten, auf Zeit ganz oder teil- 
weise versagt werden, wenn er trotz schrift- 
lichen Hinweises auf diese Folge sein Verhal- 
ten fortsetzt. 

(2 a) Die Leistungen der wirtschaftlichen 
Hilfe können ferner ganz oder teilweise ver- 
sagt werden, wenn der Berechtigte trotz 
schriftlichen Hinweises auf diese Folge keiner 
Erwerbstätigkeit, Berufsausbildung, -fortbil- 
dung oder -Umschulung nachgeht, solange 
hierfür unter Berücksichtigung aller wirt- 
schaftlichen und persönlichen Verhältnisse 
kein verständlicher Grund vorliegt, 

(3) Im übrigen hleiben die Vorschriften 
unberührt, idle für die Maßnahmen der Trä- 
ger der gesetzlichen Rentenversicherung zur 

Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit gelten, 

§ 24 a 

Verpflichtunjgen Dritter 

Die Verpflichtungen Dritter zur Gewäh- 
rung von Leistungen zur Deckung des Le- 
bensbedarfs werden durdi Ansprüche oder 
Leistungen auf Grund dieses Gesetzes nicht 
berührt. Entgegenstehende Vereinbarungen 
sind unwirksam. 


§ 25 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 


In § 1541 der Reichsversicherungsordnung 
werden hinter dem Worte „Familienunter- 
halts" ein Komma gesetzt und die Worte 
„die Landesfürsorgeverbände als Träger der 
Tub e rk u 1 OS ehi If e “ e ingef üg t . 


§ 25 

Änderung anderer Vorschriften 

(1) In § 1541 der Reichsversicherungsord- 
nung werden hinter dem Worte „Familien- 
unterhalts" ein Komma gesetzt und die 
Worte „die Landesfürsorgeverbände als Trä- 
ger der Tuberkuloisehilfe" eingefü,gt. 

(2) § 10 Buchstabe a des Gesetzes über die 
Fürsorge für Körperbehinderte und von 
einer Körperbehinderung bedrohte Per- 
sonen vom 27. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 147) erhält folgende Fassung: 

„a) steuerpflichtige Einkünfte der in § 1 
Abs. 1 oder 2 genannten Person und 
ihres nicht getrennt lebenden Ehegatten, 
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§ 26 

Amtshilfe, Auskunftspflicht 
s i e h e § 6 Ahs. 3 

Die §§ 27 und 28 der Verordnung über 
die Fürsorgepfllcht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) finden bei der Ge- 
währung der Tuberkulosehilfe entsprechende 
Anwendung. 

siehe§6Abs. 3 


§ 27 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung kann mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nungen Bestimmungen treffen über 

\,die Abgrenzung der Begriffe „Tuber- 
kulosekranker"" (§ 1) und „gleichzeitige Er- 
krankung vorübergehender Art"" (§ 2 
Abs. 2), 

2. Inhalt und Umfang der in den §§ 2 bis 4 
genannten Leistungen, 

3. Voraussetzungen, Art und Umfang der Be- 
rücksichtigung von Einkommen und Ver- 
mögen (§§ 6 bis 9, 16, 17), 

4. Voraussetzungen, Art und Umfang der 
Berufsfürsorge (5 

5. das Ausmaß der Verpflichtungen der 
Empfänger der Tuberkulosehilfe und ihrer 
Familienangehörigen (j 24). 
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soweit sie während der Dauer des Heil- 
verfahrens monatlich den Betrag von 
600 Deutsche Mark übersteigen; dieser 
Betrag erhöht sich für jede tatsächlich 
überwiegend unterhaltene Person um 
60 Deutsche Mark, jedoch insgesamt 
höchstens um 300 Deutsche Mark;“. 

§ 26 

Verhältnis zur Fürsorgepflichtverordnung; 

Übertragbarkeit 

(1) Die Tubertkulosehilfe ist keine Leistung 
Im Sinne der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht vom 13. Februar 1924 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 100); jedoch finden die §§ 27 
und 28 dieser Verordnung bei der Gewäh- 
rung ider Tuberkulosehilfe entsprechende 
Anwendung. 

(2) Der Anspruch auf Tuberkulosehilfe ist 
nicht übertragbar. 

§ 27 

Rechtsverordnungen, Verwaltungs- 
vorschriften 

(1) Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnunig Bestimmungen treffen über 

1. entfällt 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. entfällt 

5. entfällt 


(2) Die Bundesregierung erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes erforderlichen allgemei- 
nen Verwaltungsvorsdiriften, 

(3) Der Bundesminister des Innern kann 
für die Durchführung 

1. der Eingliederungshilfe, 
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S 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungagesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Oberleitungsgesetzes. 
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2. der wirtsdiaftlichen Hilfe hinsiditlidi der 
in § 3 Abs. 2 vorgesehenen Leistungen, 

3. der vorbeugenden Hilfe, 

4. der stationären Dauerbehandlung in den 
Fällen des § 2 und in den Fällen der Sicher- 
stellung nach § 15 

Einzelweisungen erteilen. In den Fällen der 
Sicherstellung nach § 15 bedarf er hierzu 
der Zustimmung des Bundesministers für 
Arbeit. 

S 27 a 

Kostentragung 

(1) Die durch den Vollzug der §§ 2 a, 3 
Abs. 2 und § 4 entstehenden Aufwendungen 
werden zur Hälfte vom Bund, die durch die 
Gewährung der stationären Dauerbehand- 
lung in den Fällen des § 2 und in den Fällen 
der Sicherstellung nach § 15 entstehenden 
Aufwendungen je zur Hälfte vom Bund und 
von den Ländern getragen. Die persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten bleiben 
hierbei außer Ansatz. 

(2) Als stationäre Dauerbehandlung im 
Sinne des Absatzes 1 gilt die stationäre Be- 
handlung vom Beginn des zweiten Jahres an, 
solange bei dem Erkrankten Bazillen nach- 
weisbar sind. Die Dauer einer früheren 
stationären Behandlung ist nicht zu berück- 
sichtigen, wenn der Zeitraum zwischen der 
Entlassung und der erneuten Aufnahme mehr 
als sechs Monate betragen hat. 

(3) Der Bundesminister des Innern regelt 
das Abrechnungsverfahren im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen, für 
die Kosten der stationären Dauerbehandlung 
in den Fällen der Sicherstellung nach § 15 
auch im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Arbeit. 

S 28 

Länder-Klausel 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgaibe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundes gesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Geldbeträge in Deutscher Mark, die in 
diesem Gesetz erwähnt werden, sind im Saar- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


land bis zum Ende der Übergangszeit gemäß 
Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Ok- 
tober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) nach 
Artikel 1 der Verfügung Nr. 47 — 177 vom 
14. Dezember 1947 (Amtsbl. d. Saarlandes 
S. 1108) in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 
der 3. Verordnung über die Erhöhung der 
Unterhaltsansprüche und sonstigen Beträge 
in gerichtlidien Angelegenheiten vom 
7. März 1951 (Amtsbl. d. Saarlandes S. 441) 
umzurechnen. 

(3) § 27 a gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nadi Artikel 3 des Saarvertra- 
ges vom 27. Oktober 1956 (Bundesge- 
setzbl. II S. 1587) an. 

(4) Die Senate der Länder Berlin, Bremen 
und Hamburg werden ermächtigt, die Vor- 
schriften dieses Gesetzes über die Zuständig- 
keit von Behörden (§ 14) dem besonderen 
Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen. 


§ 29 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt an dem auf seine 
Verkündung folgenden Monatsersten in 
Kraft. 

(2) Im Zeitpunkt des Inlkrafttretens dieses 
Gesetzes tritt die Verordnung über Tuber- 
kulosehilfie vom 8. Septen^ber 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 549) mit ihren Durchführungs- 
bestimmungen außer Kraft. Wo in gesetz- 
lichen Bestimmungen diese Verordnung ge- 
nannt ist, tritt an ihre SteiMe dieses Gesetz. 


§ 29 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des 
§ 25 Abs. 2 am ersten Tage des vierten auf 
seine Verkünidung folgenden Monats in 
Kraft, § 25 Abs. 2 am Tage der Verkündung. 

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes treten die Verordnung über Tuber- 
kulosehilfe vom 8. Septem'ber 1942 (Reichs- 
/gesetzbl. I S. 549) und das Gesetz Nr. 448 
des Saarlandes über die Gewährung einer 
staatlichen Tuberkulosehilfe vom 25. Januar 
1955 (Amtsbl. 1955 S. 161) mit Üiren Durch- 
führungsbesdimmunigen außer Kralft. Wo in 
gesetzlichen Bestimmungen die Verordnung 
über Tuberkulosehilfe genannt ist, tritt an 
ihre Stelle dieses Gesetz. 
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